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Sandoz-Großbrand 1986: Ausgangspunkt für 

konsequenten Gewässerschutz am Rhein 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg ziehen Bilanz 
 

Eine der größten Umweltkatastrophen in Mitteleuropa jährt sich am 1. 
November 2016 zum dreißigsten Mal: der Großbrand auf dem Gelände 

des Pharmaunternehmens Sandoz in Schweizerhalle bei Basel mit 
verheerenden Folgen für den Rhein. Eine Lagerhalle, in der rund 1.350 

Tonnen hochgiftige Chemikalien lagern, brennt nahe dem Rheinufer 
ab. Mehr als 20 Tonnen Gift fließen mit dem Löschwasser ungehindert 

in den Rhein. Die Trinkwasserversorgung aus dem Rhein muss fast für 

2 Wochen eingestellt werden. Auf einer Länge von über 400 km stirbt 
nahezu alles Leben. Der gesamte Aalbestand ist ausgelöscht. Die 

Bilder verendeter Fische gehen um die Welt. Nach Tschernobyl 
erschüttert eine weitere enorme Umweltkatastrophe im Jahr 1986 die 

Bevölkerung.  
 

„Allen Verantwortlichen war bewusst, dass die Herkulesaufgabe der 
Regeneration des Rheins nur gelingen kann, wenn das Rheinwasser 

konsequent und langfristig über nationale Grenzen hinweg vor 
weiteren giftigen Einträgen geschützt wird“, so Margareta Barth, 

Präsidentin der LUBW Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz Baden-Württemberg.  

 
Langfristig betrachtet war das Unglück die Initialzündung für eine 

internationale und verbindliche Zusammenarbeit für einen sauberen 

Rhein. Hierin sind sich die Präsidenten des Landesamt für Umwelt 
Rheinland-Pfalz, Dr. Stefan Hill, und des Hessischen Landesamtes für 

Naturschutz, Umwelt und Geologie, Professor Dr. Thomas Schmid 
sowie die Präsidentin der LUBW einig. 

 
 

 



Internationale Kommission zum Schutz des Rheines (IKSR) 
wird gestärkt 

 
„Der öffentliche Druck hat damals der Internationalen Kommission zum 

Schutz des Rheines und damit dem Gewässerschutz zu mehr Einfluss 
verholfen“, erläutert Dr. Hill. Bereits eineinhalb Monate nach dem 

Unfall verabschiedet die Rheinministerkonferenz am 19. Dezember 

1986 in Rotterdam das Aktionsprogramm Rhein und überträgt die 
Koordinierung und Erfolgskontrolle an die IKSR. Ziel ist es, die gute 

Wasserqualität und ein intaktes Ökosystem bis zum Jahr 2000 
wiederherzustellen. Um in Zukunft schneller auf Verunreinigungen 

reagieren zu können, etablieren die Rheinanliegerstaaten ein 
vernetztes Mess- und Frühwarnsystem für den Rhein. 

 
Die Qualität des Rheinwassers wird heute mithilfe von 13 

Messstationen entlang des Rheins überwacht. 7 internationale 
Hauptwarnzentralen (IHWZ) koordinieren im Schadensfall das 

Vorgehen entlang des Rheins. Auch die Nebenflüsse werden intensiver 
kontrolliert.  

 
Hessen  

 

Die hessische Wasserwirtschaftsverwaltung hat zeitnah 
Sonderarbeitsgruppen eingerichtet, die bei der chemischen 

Großindustrie in Südhessen mit der Anpassung und Fortentwicklung 
des anlagenbezogenen Gewässerschutzes und der Verminderung der 

Abwasserbelastung in Main und Rhein beauftragt wurden. In 
Kooperation mit der Industrie wurden zunächst Sofortmaßnahmen wie 

die Absicherung der direkt in die Flüsse einleitenden Kühl- und 
Regenwasserkanäle sowie der Bau zentraler Rückhalteeinrichtungen 

umgesetzt, die bei weiteren Betriebsstörung in der 90er Jahren 
erheblich zum Gewässerschutz beigetragen haben. In weiteren 

Schritten wurden alle Gewerbebetriebe, die schädliche Stoffe in 
Gewässer freisetzen können, anhand des landesweiten 

Gesamtkonzeptes „Betriebliche Gewässerschutzinspektion (BGI)“ in 
Hinblick auf den Gewässerschutz systematisch bewertet und überprüft. 

Die dabei gewonnenen Erfahrungen sind Grundlage der heutigen 

Anforderungen des vorsorgenden Gewässerschutzes, die z. B. in 
Abwasserverordnung (AbwV), Anlagenverordnung (VAwS, AwSV) und 

den Technische Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS) verbindlich 
festgelegt sind. 

 
Baden-Württemberg 

 
„Heute melden Unternehmen Verunreinigungen und deren Ursachen 

meist sofort“, so Barth. Sie erinnert daran, dass damals die 
Mannschaft des LUBW-Messschiffes Max Honsell noch rund 36 Stunden 

nach dem Unfall nicht wusste, welchen gefährlichen Cocktail an 



Chemikalien sie beproben. „Wir waren zum Zeitpunkt des Vorfalls mit 
der Max Honsell auf dem Neckar bei Stuttgart unterwegs“, erinnert 

sich Schiffführer Karlheinz Sommer. „Nach rund eineinhalb Tagen, in 
denen wir ohne Halt nach Basel fuhren und an den zahlreichen 

Neckarschleusen ‚vorschleusen‘ durften, konnten wir die ersten 
Wasserproben aus dem Rhein entnehmen. Dass es nicht ganz 

ungefährlich war, wurde uns erst bewusst, als uns der Wachschutz von 

Sandoz vom Ufer aus zurief, wir sollten aus der Fahne fahren und uns 
vom Betriebsarzt untersuchen lassen. Zum Glück hatte unser 

Vorgehen keine gesundheitlichen Konsequenzen.“ Erst am 18. 
November berichtet Sandoz erstmals, dass das Lager auch 1,9 Tonnen 

des hochgiftigen Insektizids Endosulfan enthalten habe.   
 

Unmittelbar nach dem Sandoz-Unfall begann die LUBW in Baden-
Württemberg (zu diesem Zeitpunkt noch als LfU, Landesanstalt für 

Umwelt) mit einer intensiven Überwachung wirbelloser Tiere 
(Makrozoobenthos) im Rhein. Als direkt nachfolgende Unteranlieger 

waren Baden-Württemberg und Frankreich von den Vergiftungen des 
Rheinwassers am stärksten betroffen. 15 Jahre nach dem Sandoz-

Unglück waren Flora und Fauna des Rheins in einem besseren Zustand 
als davor. „Das wäre ohne die konsequenten gemeinsamen 

internationalen Anstrengungen als Folge auf den Sandoz-Schock in 

diesem Zeitraum sonst wahrscheinlich nicht geschehen“, so Barth. Alle 
Rheinanliegerstaaten erweitern in den Folgejahren ihre 

Abwasserreinigung. Grenzwerte für Schadstoffe werden eingeführt und 
immer wieder neuen Erkenntnissen angepasst. 

 
Rheinland-Pfalz 

 
In Rheinland-Pfalz war Sandoz Anlass eine „Wasserwirtschaftliche 

Sonderkommission Chemische Industrie“ einzusetzen. In eineinhalb 
Jahren überprüfte Rheinland-Pfalz in rund 270 Einzelbetrieben den 

Abwasseranfall, die -behandlung und -ableitung sowie den Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen. Zum ersten Mal wurden die 

Abwasserverhältnisse der betreffenden Einleiter in diesem Umfang und 
in dieser Tiefe betrachtet. Die Ergebnisse wurden in einem 

Abschlussbericht zusammengefasst. Er bildete die Grundlage für das 

weitere wasserwirtschaftliche Handeln etwa bei der 
Emissionsminderung und der Verbesserung der Anlagensicherheit. 
 

Zusammenarbeit der Rheinanliegerstaaten zeigen Erfolge 
 

„Heute ist der Rhein sauberer als vor 50 Jahren“, so Professor Schmid. 
Der ökologische Zustand sowie die Wasserqualität des Rheins und 

seiner Nebenflüsse haben sich seit dem Chemieunfall Mitte der 1980er 
Jahre deutlich verbessert.  

 



Die Rheinanliegerstaaten Deutschland, Schweiz, Frankreich und 
Niederlande haben ihren Katastrophenschutz und die Kommunikation 

enger vernetzt. Die Flusssysteme werden nun in Europa gesamtheitlich 
über nationale Grenzen hinweg betrachtet und ihr Zustand bewertet. 

Basis hierfür ist die Europäische Wasserrahmenrichtlinie, die im 
Dezember 2000 verabschiedet wurde.  

 

Die IKSR wurde zu einem Vorbild für den Umwelt- und 
Gewässerschutz. So hat sich auch für andere internationale 

Flussgebiete wie Elbe, Donau und Bodensee die Schutzlage aufgrund 
der verbesserter Zusammenarbeit positiv entwickelt. 

 
Aufgaben der Zukunft: Hochwasserschutz und 

Mikroverunreinigungen  
 

„Wenngleich die Länder schon viele Etappenziele erreicht haben, gibt 
es jedoch noch weiteren Handlungsbedarf“, resümiert Professor 

Schmid. „Die Aufgaben der Zukunft lauten nun: Mikroverunreinigungen 
in den Gewässern zurückzudrängen und für vermehrte Hochwasser 

gerüstet zu sein. Auch hier arbeiten die Rheinanliegerstaaten bereits 
eng zusammen.“ 

 

Hintergrundinformationen 
 

Der Internationale Warn- und Alarmplan Rhein (WAP) 

 
Findet trotz aller Vorsorgemaßnahmen ein Störfall statt oder fließen 

Schadstoffe in erheblichen Mengen in den Rhein, greift der 
internationale Warn und Alarmplan Rhein (WAP), der alle 

Rheinanliegerstaaten und vor allem die Unterlieger warnt. Der WAP 
unterscheidet Warnungen, Informationen, Suchmeldungen und 

Entwarnungen. Für die Erstmeldung ist die Internationale 
Hauptwarnzentrale (IHWZ) zuständig, auf deren Gebiet sich der Unfall 

ereignet hat oder die Verunreinigung festgestellt wurde. Sie informiert 
schnellstmöglich die unterliegenden internationalen 

Hauptwarnzentralen. Die Funktion der IHWZ erfüllen folgende 

unterschiedliche Länderinstitutionen entlang des Rheins: 
 

 Amt für Umwelt und Energie, Basel-Stadt, Schweiz 

 Préfecture du Bas-Rhin, Strasbourg, Frankreich 

 Polizeipräsidium Einsatz Göppingen, Baden-Württemberg 

 Wasserschutzpolizei Wiesbaden, Hessen 

 Innenministerium Mainz, Rheinland-Pfalz 

 Bezirksregierung Düsseldorf, Nordrhein-Westfalen 

 Rijkswaterstaat, Arnhem, Niederlande 

http://www.iksr.org/fileadmin/user_upload/Dokumente_de/Berichte/Warn-_und_Alarmplan_Rhein-ohne_Anlage_5-ohne_Anlage_5-rev.05.02.16.pdf
http://www.iksr.org/fileadmin/user_upload/Dokumente_de/Berichte/Warn-_und_Alarmplan_Rhein-ohne_Anlage_5-ohne_Anlage_5-rev.05.02.16.pdf


In Baden-Württemberg nimmt beispielsweise die 
Landespolizeidirektion Göppingen die Aufgabe der IHWZ wahr. Sie 

koordiniert das Vorgehen und wird dabei von der LUBW beraten. Die 
LUBW bewertet bei Schadstoffeinträgen Stoffeigenschaften sowie 

deren mögliche Auswirkungen auf das aquatische System und 
berechnet eine eventuelle Schadstoffwelle. Dabei empfiehlt die LUBW, 

ob eine Information, Warnung oder Suchmeldung herausgegeben 

werden soll. 
 

Das von der IKSR gemeinsam mit der Kommission für die Hydrologie 
des Rheingebietes entwickelte Rhein-Alarmmodell berechnet, wie 

Schadstoffwellen voraussichtlich verlaufen. Mit dem WAP, dem Rhein-
Alarmmodell und den Messstationen können 

Gewässerverunreinigungen zeitnah erkannt und deren Verlauf 
prognostiziert werden. Das ermöglicht den Behörden, schneller die 

Ursache der Einleitung festzustellen, den Eintrag zu unterbinden und 
die Unterlieger frühzeitig zu informieren oder zu warnen. 

 
Rheinmessstationen 

 
13 Messstellen am Hauptstrom, davon sind 9 internationale 

Hauptmessstellen, und 44 Messstellen an den Nebenflüssen, Küsten- 

und Übergangsgewässern überwachen heute die Qualität rund um das 
Rheinwasser.  

 
In Baden-Württemberg wird das Rheinwasser regelmäßig auf eine 

große Zahl bekannter Verbindungen untersucht, je nach Station alle 2 
oder 4 Wochen. Zusätzlich wird an einigen Messstationen eine tägliche 

Überwachung des Rheinwassers durchgeführt. Dabei werden zusätzlich 
auch neue, bisher unbekannte Verunreinigungen gesucht. An der 

Hauptmessstation in Karlsruhe untersucht die LUBW das Rheinwasser 
jeden Tag auf organische Mikroverunreinigungen. Ein weiterer 

Schwerpunkt liegt auf der Rheinüberwachung bei Basel mit den 
dortigen Chemieunternehmen. Zusammen mit der Schweiz betreibt die 

LUBW die Messstation Weil, gemeinsam mit Hessen und Rheinlandpfalz 
die Rheingütemessstation in Worms.  

 

In Rheinland-Pfalz wurde die Wormser Rheingütestation (RGS) im 
Jahr 1995 in Betrieb genommen. Die 

Rheinwasseruntersuchungsstation (RUSt) an der Mainzer Theodor-
Heuss-Brücke ist bereits seit 1976 im Dienst.  

 
Messschiffe „MS Burgund“ und „Max Honsell“ 

Das LUBW-Messschiff Max Honsell entnimmt im baden-
württembergischen Rhein und im Neckar Wasser-, Sediment- sowie 

biologische Proben. Für die Überwachung des Bodensees ist das LUBW 
ISF-Forschungsschiff Kormoran verantwortlich. Der Bodensee ist der 

http://www.iksr.org/de/themen/wasserqualitaet/zustandsueberwachung/index.html


größte Trinkwasserspeicher in Europa und versorgt rund 5 Millionen 
Menschen mit Trinkwasser.  

 
Rheinland-Pfalz überwacht seine größeren Fließgewässer seit 1966 mit 

Hilfe eines Messschiffes. Das Mess- und Untersuchungsschiff „MS 
Burgund“ wurde 1988 in Betrieb genommen und löste damit das 

Vorgängerschiff „Oskar“ ab. Mit einer nautischen Besatzung und einer 

Fachkraft im Labor führt die "Burgund" auf dem Rhein - inklusive der 
schiffbaren Altrheine - an Mosel und Saar chemische, physikalische 

und biologische Untersuchungsprogramme durch, wird aber auch als 
„schwimmendes Klassenzimmer“ im Bereich der Umweltbildung und 

der Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt. 
 


